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Einführung

Entstrickungstatbestände können national Steuersysteme stützen, international 
Steuersubstrat sichern und geraten auf Unionsebene mit supranationalem Recht 
in Konflikt. Entstrickung ist verknüpft mit den verschiedensten Bewegungen von 
Wirtschaftsgütern – zwischen Steuersubjekten, Vermögenssphären oder fiskalen 
Hoheitsstaaten. Bei der Überführung von Werten im Rahmen von Umwandlungs-
vorgängen oder im grenzüberschreitenden Transfer stellt sich die Frage nach
Entstrickung und mithin den Rechtsfolgen, die eine Entstrickung auslöst. 
Entstrickt werden aus einer steuerlichen Zuordnung einzelne Wirtschaftsgüter 
oder das Vermögen ganzer Gesellschaften. Ausdruck der Vielfältigkeit ist die
Verankerung diverser Entstrickungsregelungen im nationalen Gesetz. Der 
natürlichste Entstrickungsvorgang liegt in der Veräußerung am Markt:

Verkauft der Geschäftsführer der Münchener Schiffswerft GmbH seinem Kunden 
eine Segelyacht, findet ein Leistungsaustausch statt. In diesem Fall realisiert die 
Schiffswerft ggf. einen Gewinn, welcher der deutschen Besteuerung unterliegt.

Fokussieren möchte der Verfasser hier aber jenen Entstrickungsfall, in dem 
gerade keine Realisation stattfindet, kein Gewinn realisiert wird, aber dennoch 
eine Steuer festgesetzt, ein Besteuerungsanspruch begründet wird. Die 
grenzüberschreitende Überführung eines Wirtschaftsguts führt zu einer solchen 
Entstrickung ohne Realisationstatbestand:

Überführt die Münchener Schiffswerft GmbH eine Segelyacht aus dem Inland
etwa zu Ausstellungszwecken dauerhaft in eine französische Betriebsstätte, 
wechselt das Wirtschaftsgut die Besteuerungshoheit. Mit diesem Wechsel fürchtet 
der inländische Fiskus künftige Schwierigkeiten, zum Zwecke der Besteuerung der 
auf seinem Territorium entstandenen stillen Reserven auf die Segelyacht
zugreifen zu können: Der Zeitpunkt der grenzüberschreitenden Überführung ist 
der Zeitpunkt, in dem der Entstrickungstatbestand begründet wird. Als 
Rechtsfolge sieht das Gesetz eine Besteuerung vor, freilich ohne dass die 
Schiffswerft einen Gewinn verwirklicht. 

Die Tragweite der Entstrickungsbesteuerung erfordert Systematisierung in einer 
weitestgehend konzeptlosen Gesetzesverankerung und Lösungen jenseits 
nationalstaatlicher Grenzen. Entstrickung ohne Realisation durchbricht das 
ertragsteuerlich immanente Prinzip der Besteuerung realisierter Gewinne.
Transnationale Entstrickung ist Fiskalentstrickung, in Abgrenzung zu nationaler, 
systembedingter Entstrickung. Der nationalstaatliche Fiskus sieht Steuersubstrat 
abwandern und seinen Besteuerungszugriff gefährdet, sobald das Wirtschaftsgut 
aus der Staatenzugehörigkeit herausbricht. Fiskalentstrickung überwindet den 
Nationalstaat und ist damit Thema im Staatenverbund. Als Phänomen der 
Ertragsbesteuerung wird Entstrickung auf Ebene des Binnenmarktes zum 
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Strukturproblem. Transnationale Binnenmarktbewegungen erfordern die
Auseinandersetzung mit Unionsrecht und mit einer Grundspannung zwischen
Grundfreiheitsrechten und nationalstaatlicher Autonomie. Die Betrachtung des 
Vorstehenden ist auch ein Thema positiver und negativer Integration und nicht 
zuletzt eine Frage nach deren Legitimation.

Die vorliegende Ausarbeitung dient dem Ziel, die weitläufige Entstrickungs-
besteuerung systematisch, aber auch historisch zu verorten und überdies ‚Werte‘ 
einzuordnen. Die Frage nach der Vermessung von Leistungsfähigkeit wurzelt 
stets in den Grundprinzipien, darf aber angesichts des europäischen Verbundes
nicht rein national betrachtet werden. Vielmehr ist zu beleuchten, inwieweit 
europarechtliche Maßstäbe den Binnenmarkt in den Fokus rücken. Entstrickung 
stellt insbesondere im derzeitigen Entwicklungsrahmen der Europäischen Union 
eine Kontroverse dar. Divergierende Interessen erhalten den Status quo der 
unionsrechtlichen Infrastruktur und damit auch Entstrickung als Strukturproblem 
im Binnenmarkt. Die Tragweite dieses strukturellen Defizits veranlasst den 
Verfasser zu ebendieser Schwerpunktsetzung. Der EuGH ist Mitspieler im Ringen 
um europarechtliche Integration und den Anspruch an den heutigen EU-
Binnenmarkt. Die Entstrickungsbesteuerung, die aufgrund eines Fiskuswechsels
ausgelöst wird, zeigt sich als Strukturproblem einer Marktordnung, die das Recht 
auf Bewegungsfreiheit garantiert, zuweilen aber nicht umzusetzen vermag. Die
Regelungen im deutschen Steuergesetz münden zudem in vielfältigen 
Kontroversen, was zur systematischen Aufarbeitung von Erfordernis, Umsetzung 
und Auswirkung von Entstrickung anleitet sowie zu der Frage, wie sich die 
deutsche Entstrickungsbesteuerung in den europarechtlichen Gesamtkontext fügt.
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Erstes Kapitel: Entstrickung ohne Realisation als Problem der 
Ertragsbesteuerung

A. Entstrickungsbegriff

I. Konkretisierung

Der Entstrickungsbegriff ist steuergesetzlich nicht definiert. Im Allgemeinen 
beschreibt er die Beendigung eines öffentlich-rechtlichen Gewaltverhältnisses.1

Steuerrechtlich beschreibt die Entstrickung2 das Herauslösen eines einzelnen 
Wirtschaftsgutes oder einer (Sach-)Gesamtheit aus der staatenindividuellen,
steuerlichen Sphäre. Einer Entstrickung geht stets die Zuordnung zu einem 
steuerbaren Bereich, die sogenannte Verstrickung voraus.3 Entstrickung ist 
Besteuerungstatbestand.4

Den Mechanismus der Ver- und Entstrickung verwendet auch die Zivil-
prozessordnung. Hier vollzieht sich Verstrickung mit der öffentlich-rechtlichen 
Beschlagnahme eines Pfandgegenstandes, „seine Sicherstellung im Machtbereich 
des Staates“5. Die Verstrickung ändert die Besitzverhältnisse; erst die 
Entstrickung hebt das Verfügungsverbot wieder auf (i.d.R. als ein der Verwertung 
gegenläufiger Staatsakt6) – durch Rückgabe bei Sachpfändung oder Entfernen des 
Pfandsiegels. Auch mit der Vollbeendigung der Zwangsvollstreckung endet die 
Verstrickung.7

Im steuerrechtlichen Kontext kann der Begriff „Verstrickung“ irreführen. Dies 
gilt zumindest dann, wenn man den Worten Hellwigs folgt, wonach 
Betriebsvermögen bzw. darin enthaltene stille Reserven nicht per se dem 
„hoheitlichen Zugriff“8 unterliegen, sondern allenfalls eine „Anwartschaft des 
Steuergläubigers“9 besteht, stille Reserven zu besteuern, „wenn und sobald“10 sie 

1 Schnitger, IFSt-Schrift Nr. 487, S. 11; Kessler/Huck, StuW 2005, S. 193 (197).
2 S. auch ausführlich zum Begriff der Steuerentstrickung Busse, Die Besteuerung der stillen 

Reserven durch einen allgemeinen Steuerentstrickungstatbestand, S. 13 ff.
3 Erstes Kapitel:A.I.6.
4 Hellwig, DStR 1979, S. 335.
5 Gruber, in: MüKoZPO § 803 Rn. 33.
6 Gruber, in: MüKoZPO § 803 Rn. 40.
7 Becker, in: Musielak/Voit, ZPO § 803 Rn. 9 ff.; Kessler/Huck, StuW 2005, S. 193 (197); 

BGH v. 10.7.2008 – V ZB 130/07, NJW 2008, S. 3067 Rn. 12; Gruber, in: MüKoZPO § 803
Rn. 32 ff., zur Entstrickung Rn. 40 ff.; zum Entstrickungsbegriff auch Orthmann,
Entstrickungsbesteuerung und Niederlassungsfreiheit, S. 33 ff.

8 Hellwig, DStR 1979, S. 335.
9 Hellwig, DStR 1979, S. 335.
10 Hellwig, DStR 1979, S. 335.
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als Gewinn realisiert werden. Steuerentstrickung ist dann die „Besteuerung eines 
Fiktivgewinns wegen des Erlöschens einer Anwartschaft“11, aber mitnichten 
„Gewinnverwirklichung durch Steuerentstrickung“12, wie einst der 
Bundesminister für Finanzen vortrug.13

1. Markteinkommensentscheidung und Steuerzugriffsentstrickung

Der Umsatzakt am Markt verkörpert die „natürliche Realisation“. Ein nicht 
realisierter Wert wird „im Marktgeschehen bestätigt“14. Der Marktpreis für das 
Wirtschaftsgut bestätigt wiederum das Einkommen des Steuerpflichtigen als 
Indikator seiner Leistungsfähigkeit. Die Gewinnbesteuerung erfolgt auf diese 
Weise anhand verlässlicher Indikatoren.15 Dem steht die „künstlich herbei-
geführte Realisation“ gegenüber, eine Durchbrechung des dem Ertragsteuerrecht 
innewohnenden Realisationsprinzips. Künstliche Realisation geht auf das System 
der Gewinnermittlung zurück, ist innerstaatlich oder interterritorial. Natürliche 
und künstliche Realisation können begrifflich in Markteinkommensentscheidung 
und Steuerzugriffsentstrickung überführt werden.

a) Markteinkommensentscheidung

Auch mit dem Realisationsakt der Veräußerung vollzieht sich Entstrickung: in 
ihrer natürlichsten Form. Der Veräußerung als „Normalfall der 
Ertragsrealisation“16 liegt eine erfolgswirksame Vermögensumschichtung 
innerhalb des Betriebsvermögens17 zugrunde. Der Umsatzakt am Markt ist 
Realisationstatbestand; Gewinn18 wird buchmäßig ausgewiesen und tatsächlich 

11 Hellwig, DStR 1979, S. 335.
12 BFH v. 16.7.1969 – I 266/65, BStBl. II 1970, 175 (176).
13 Amtierender Bundesminister der Finanzen 1969 war Franz Josef Strauß. BFH v. 16.7.1969 

– I 266/65, BStBl. II 1970, 175 (175 f.); Hellwig, DStR 1979, S. 335; Vogel, StuW 1974,
S. 193.

14 Lang, Die Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer, S. 350. Nach Birk ist es ein 
grundsätzliches Verständnis, dass „Einkommen aus Leistungen am Markt resultiert“, in: 
DStJG 34 (2011), S. 11 (15).

15 Erstes Kapitel:B.V.1.b)aa).
16 Lang, in: DStJG 1981, S. 45 (62).
17 Luckey, Steuerliche Gewinnrealisierung bei Umwandlung von Unternehmungen und 

Übertragung einzelner Wirtschaftsgüter, S. 32; BFH v. 12.3.1969 – I 97/65, BStBl. II 1969, 
381 (383).

18 Die Erfolgsbeiträge können positiv sowie negativ sein, Leffson, Die Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung, S. 248.
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erwirtschaftet.19 Das eingesetzte Vermögen20 wird für einen Gegenwert 
hergegeben, zumeist in Form liquider Mittel. Gewinne erwirtschaftet der 
Unternehmer durch seine Entscheidung, am Markt teilzunehmen. Entstrickung 
korrespondiert mit dem Leistungsaustausch und sichert die staatliche Teilhabe am 
unternehmerischen Erfolg.21 Entstrickung ist hier die Folge einer 
Markteinkommensentscheidung.

b) Kategorien der Steuerzugriffsentstrickung

Der inzwischen feststehende Begriff der Wegzugsbesteuerung erfasst einen Teil-
bereich der Entstrickungsbesteuerung, tatbestandlich den grenzüberschreitenden 
Verzug. Zuzuordnen ist die Wegzugsbesteuerung der Kategorisierung 
„Fiskalentstrickung“: Darunter zu fassen sind Bewegungen von Steuersubstrat, 
die aufgrund der Beteiligung verschiedener Steuersouveräne ohne Sonderregeln 
zu einem (vermeintlichen) Verlust des Besteuerungsrechtes führen.22 Die 
„vermögensrechtliche Betriebsentstrickung“ beschreibt dagegen die Überführung
von Wirtschaftsgütern zwischen den Vermögensbereichen eines Steuer-
pflichtigen. Für beide Typen der Steuerzugriffsentstrickung sieht das Gesetz die 
Zwangsentstrickung vor. Herbeigeführt, um Steuersubstrat zu sichern, fehlt hier 
das Wesensmerkmal der Realisation. So knüpft das Ertragsteuerrecht für die 
Aufdeckung der stillen Reserven an einen Ersatzrealisationstatbestand an.23

2. Entstrickungslogik

Entstrickung lässt sich aus einzelnen Gesetzeselementen herleiten, nicht anhand 
plakativer Überschriften und deskriptiver Konzeptionen ablesen. Innerstaatliche
Entstrickung folgt konsequent aus der Grundentscheidung zur Reinvermögens-
zuwachstheorie im Rahmen der Gewinneinkunftsarten und damit einer System-
entscheidung. Die Reinvermögenszuwachstheorie für Gewinneinkunftsarten und 
die Quellentheorie für Überschusseinkünfte sind historisch gewachsen und halten 
seit dem 19. Jahrhundert den Dualismus der Einkunftsarten aufrecht.24 Die 

19 Luckey, Steuerliche Gewinnrealisierung bei Umwandlung von Unternehmungen und 
Übertragung einzelner Wirtschaftsgüter, S. 32 ff.; Leffson, Die Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung, S. 247 ff.

20 Bode, in: Kirchhof, EStG § 4 Rn. 8.
21 Seiler, in: FS Isensee, S. 875 (878); Hufeld, in: FS Isensee, S. 857 (860), zur Teilhabe: 

„wohldosiert und individualisiert“. Zur Teilhabe und dem Grundsatz „No taxation without 
representation“ Wiese, Das Internationale Steuerrecht im Spannungsfeld zwischen 
Welthandel, Nationalstaat und Demokratie, S. 14 f.

22 Zur Fiskalentstrickung Erstes Kapitel:A.II.2.
23 Wassermeyer, BB 1994, S. 1.
24 Vgl. Erstes Kapitel:B.II.
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Reinvermögenszuwachstheorie verbindet Einkünfte mit dem Vermögens-
stammelement, während die Quellentheorie sich auf den Zufluss von Einkünften 
aus bestimmten Quellen beschränkt und Wertveränderungen im Vermögens-
stamm außer Acht lässt. Die Fiskalentstrickung hingegen ist ein Phänomen der 
Internationalisierung. Während sich die Wirtschaft internationalisiert, bleibt der 
Fiskus national organisiert. Mit dem Europäischen Binnenmarkt tritt eine weitere 
Raum-Dimension25 hinzu.

a) Stille Reserven – Bildung und Auflösung

Erst die Reinvermögenszuwachstheorie erfordert das System der Ver- und
Entstrickung.26 Latente Wertzuwächse resultieren aus der Umsetzung steuer- und 
handelsbilanzrechtlicher Vorschriften – planmäßige Abschreibungen, Bildung
von Rückstellungen/-lagen und Wertberichtigungen (außerplanmäßige Abschrei-
bungen, wertmäßig beeinflusst durch etwaige Zuschreibungen). Zudem unter-
liegen Werte volkswirtschaftlichen Mechanismen, sodass Wertverschiebungen 
auch auf inflationäre oder realwirtschaftliche Veränderungen der Geld- bzw.
Marktwerte zurückzuführen sind. Stille Reserven tauchen grundsätzlich nicht in 
der Bilanz auf.27

Innerhalb des Privatvermögens wirken sich Bilanzierungsvorschriften nicht aus. 
Der Steuerpflichtige weiß sein Privatvermögen im grundsätzlich nicht steuerbaren 
Bereich und ist erst recht nicht zur Bilanzierung verpflichtet. Doch auch im 
Privatvermögen können sich über Jahre hinweg stille Reserven bilden, die der 
Besteuerung unterliegen – etwa im Rahmen einer Beteiligung an einer 
Kapitalgesellschaft. Kommt es zur Veräußerung der Beteiligung i.S.d. § 17 des 
deutschen EStG28, sind die stillen Reserven – die neben inflationären Effekten 
insbesondere auf eine Marktwertsteigerung zurückzuführen sind – im Privat-
vermögen zu besteuern.29

b) Entstrickungsobjekt

Entstrickungsobjekt sind das einzelne Wirtschaftsgut,30 eine Akkumulation 
desgleichen bis hin zur Gesamtheit eines Gesellschaftsvermögens oder die 

25 Hufeld, Ubg 2011, S. 504 (505).
26 BFH v. 11.5.2016 – X R 61/14, BStBl. II 2016, 939 Rn. 40 zum System des EStG.
27 Winnefeld, Bilanz-Hb., Rn. 1925 ff.
28 Zum Entstrickungstatbestand des § 6 AStG Erstes Kapitel:A.II.2.d).
29 Zur Besteuerung im Privatvermögen Viertes Kapitel:B.I.1.b).
30 A.A. Orthmann, Entstrickungsbesteuerung und Niederlassungsfreiheit, S. 34; Kessler/Huck,

StuW 2005, S. 193 (197).


